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			»Politik beginnt mit dem Betrachten der Wirklichkeit.«

			Kurt Schumacher

			»Politik heißt: etwas wollen.«

			Olof Palme

			»Ich interessiere mich nicht für Politik, nur für Menschen und ihre Schicksale.«

			Regine Hildebrandt

			»Wir brauchen den Konsens in demokratischen Grundfragen, aber mehr Mut zur Auseinandersetzung mit Streitfragen, weniger Konformismus und vor allem eine wehrhafte Demokratie.«

			Rita Süssmuth
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			»All in«1

			Dieser Begriff aus der Welt des Pokerspiels bezeichnet die strategische Entscheidung eines Spielers,2 seinen gesamten verbleibenden Einsatz auf einen einzigen Spielzug zu setzen. Sie wird entweder getroffen, weil das eigene Blatt stark genug ist, um mit hoher Wahrscheinlichkeit zu gewinnen oder weil der verbleibende Spielraum so gering ist, dass weiteres Abwarten den sicheren Verlust bedeutet. Übertragen auf den politischen »Mainstream«, wie die etablierten politischen Kräfte in Deutschland in diesem Essay in Anlehnung an den Publizisten Anton Jäger bezeichnet werden sollen, beschreibt »All in« die strategische Option des Moments. Entweder verfügt er noch über ausreichend Substanz, institutionellen Rückhalt und gesellschaftliche Anschlussfähigkeit, um mit einer entschlossenen Offensive das erodierende Vertrauen zurückzugewinnen, oder er steht schon mit dem Rücken zur Wand und hat keine andere Wahl mehr als seine schwindende Autorität ein letztes Mal einzusetzen.

			In beiden Fällen ist das Bild vom »All-in«-gehen als strategische Zuspitzung der politischen Auseinandersetzung zu verstehen, die sowohl den Gegnern als auch den eigenen Anhängern signalisiert, dass die Phase des taktischen Geplänkels ein Ende gefunden hat. Wenn es »der« politischen Mitte nicht gelingt, aus ihrem Trott auszubrechen, wird sie weiter verlieren. Der alte Mainstream, über den ich hier schreibe, umfasst SPD, CDU, Grüne und FDP, wobei für Letztere die weitere Entwicklung noch nicht absehbar ist: ob sie einen Weg als Kraft des politischen Liberalismus einschlägt oder sich rechter und libertärer positioniert. Aus vielerlei Gründen gehören BSW3 und Linke4 nicht dazu. Gerade bei Letzterer zeigt sich eine große Ambivalenz. Auf der einen Seite offenbart ihr Handeln ein großes Maß an Pragmatismus, wie sich etwa bei der Kanzlerwahl und der damaligen Unterstützung ihrer Bundestagsfraktion für einen weiteren Wahlgang am gleichen Tag sowie ihrer Enthaltung bei der Rentenentscheidung im Herbst 2025 zeigte. Dem gegenüber steht das gerade im progressiven Lager an vielen Stellen leider ungeklärte Verhältnis zur Hamas und dem 8. Oktober 2023, mit dem die Partei ihrer eigenen Anschlussfähigkeit massiv schadet. In Ostdeutschland, wo die Linke sehr wohl zum Mainstream gezählt werden muss, leidet sie derzeit unter einem dramatischen Einflussschwund, der nicht zuletzt mit dem Aufstieg der AfD, die man dort mittlerweile ebenfalls als Teil des Mainstreams betrachten könnte, zusammenhängt. Hinzu kommt der Unvereinbarkeitsbeschluss der Union, der die Linkspartei strukturell außerhalb der politischen Mitte verortet. Insbesondere mit Blick auf die kommenden ostdeutschen Landtagswahlen wirkt diese Regelung, in den Worten des renommierten Politikwissenschaftlers Karl-Rudolf Korte, »wie aus der Zeit gefallen«. Auch wenn der Beschluss in der politischen Praxis bereits deutlich aufgeweicht worden ist, so fällt eine Antwort auf die Frage, wie man damit umgehen muss, nicht einfach. Korte hebt zurecht hervor, dass es innerhalb der Linken Bereiche gibt, die »staatstragend« agieren könnten, und betont außerdem, dass die Abgrenzung zur AfD als demokratiefeindlicher Kraft bestehen bleiben müsse. Doch ob die dogmatischen Kräfte in der CDU bereit sind, mit ihr zu arbeiten, ist nicht ausgemacht. Das Ringen mit den unfassbaren antisemitischen Positionen innerhalb der Linkspartei erschwert es dem Mainstream, im Gesamten einen dauerhaften Gesprächsfaden aufzubauen. Das Ziel muss also sein, die klassische politische Mitte wieder handlungsfähiger zu machen, statt sich dort und gegeneinander ideologisch weiter zu verkrampfen.

			Natürlich fällt es schwer, »die Mitte« – und damit aktuell auch noch »den Mainstream« – sinnvoll zu charakterisieren. Der Soziologe Claus Leggewie, dessen Analyse mir zielführend scheint, versteht darunter einen politischen und gesellschaftlichen Integrationsraum, der unterschiedliche Interessen, Milieus und Wertorientierungen innerhalb des demokratischen Spektrums zusammenbindet. Wenn die Mitte gemeinsam agiert – auch bei politischen Divergenzen – stiftet sie soziale Ordnung und politische Orientierung. Sie muss als ein dynamisches Zentrum begriffen werden, das auf Ausgleich und prinzipielle Koalitionsfähigkeit aller demokratischen Kräfte zielt. Ihre Funktion besteht darin, gesellschaftliche Gegensätze politisch zu verarbeiten, ohne sie zu eskalieren oder zu unterdrücken. Historisch war die Mitte immer dann stark, wenn Beteiligung, Responsivität und Repräsentation ineinandergreifen. Der Soziologe Frédéric Martel versteht in seinem Buch Mainstream unter diesem Begriff eine dominante, auf ein breites Publikum zielende kulturelle und mediale Produktion, die darauf ausgerichtet ist, möglichst viele Menschen zu erreichen und gesellschaftliche Deutungsmuster zu prägen.

			Als Staatssekretär und Politiker schreibe ich über den politischen Mainstream mit dem Blick von innen. Zudem habe ich erst vor kurzem die Erfahrung einer Niederlage im demokratischen Wettbewerb gemacht. Bei der Landtagswahl in Rheinland-Pfalz 2026 musste ich hautnah erleben, wie die gesellschaftlichen Entwicklungen, die ich in diesem Essay betrachte, eine lange Regierungszeit für eine Kraft des politischen Mainstreams, die SPD, beenden. Ich durfte an der Seite unseres Ministerpräsidenten Alexander Schweitzer wirken, der das Amt mit Ernsthaftigkeit, Bodenhaftung und einem klaren Verständnis für die Lebensrealität der Menschen ausgefüllt hat. Er symbolisiert die Politik, um die es hier geht. Eine Politik, die zuhört, die abwägt und die auch in die Verantwortung geht. Seine persönliche Zustimmung war hoch und dennoch stand am Ende eine Niederlage. Diese Diskrepanz verweist auf ein tieferliegendes Problem, das über Rheinland-Pfalz hinausreicht und mich motiviert hat, das Projekt des vorliegenden Essays weiterzuverfolgen. Das Ergebnis bei den Landtagswahlen war vor allem der Ausdruck einer Entwicklung, die die Sozialdemokratie seit Jahren begleitet und die den politischen Mainstream insgesamt unter Druck setzt. Die Marke SPD trägt historische Erwartungen in sich, die heute oft nicht mehr oder nur noch sehr selten eingelöst werden.5 Sie steht für soziale Sicherheit, für Aufstieg durch Leistung, für Verlässlichkeit im Wandel. In der Wahrnehmung vieler Wählerinnen und Wähler ist die Assoziation jedoch brüchig geworden und die Kernkompetenz dieser eigentlich stolzen Kraft des politischen Mainstreams schmilzt dahin. Politik erscheint zu oft als abstrakt, als technokratisch, als von den eigenen Milieus geprägt und auf diese verengt. Das Vertrauen der Menschen lebt aber von der Nähe und vom Gefühl, dass politische Entscheidungen ihre Lebenswirklichkeit tatsächlich verändern. Hinzu kommt eine strukturelle Verschiebung der Konkurrenz, mit der sich der Mainstream konfrontiert sieht. Der ehemalige rheinland-pfälzische Ministerpräsident Kurt Beck fasste mit Blick auf die Gefühlslage derjenigen, die die SPD-Führung der Landesregierung auch über das 35. Jahr hinaustragen wollten und an diesem Abend so bitterlich enttäuscht worden waren, treffend zusammen: »Man braucht ein paar Stunden, um das zu überwinden. Aber das schwingt bei der Demokratie eben mit, dass man gewinnen oder verlieren kann.«

			In diesem Essay geht es auch darum, dass die klassischen Volksparteien sich in einem schrumpfenden Raum bewegen, während neue Kräfte klare, zugespitzte Angebote formulieren und damit einerseits Wählerinnen und Wähler erreichen, die sich entweder vom Mainstream abgewandt haben, sowie andererseits ehemalige Nichtwähler mobilisieren können. Diese Dynamik lässt sich durch Popularität an der Spitze allein kaum kompensieren. Persönlichkeiten können Vertrauen bündeln und Wahlen prägen. Doch strukturelle Erosionen vermögen sie nur begrenzt aufzuhalten.

			In Rheinland-Pfalz offenbart sich demgegenüber ein Bild, das im bundesweiten Vergleich fast aus der Zeit gefallen wirkt. Noch immer prägen hier zwei große Parteien das politische Feld auch in der Zukunft und noch immer ist die Bindungskraft der Mitte spürbar. Diese Stabilität speist sich aus einer vergleichsweise hohen Zufriedenheit mit den Lebensverhältnissen und aus über lange Jahre gewachsenen politischen Loyalitäten, die noch fortwirken. Wie Kathrin Wiesel-Lancé von der Süddeutschen Zeitung in einem Artikel über den Landtagswahlkampf festgestellt hat, weist das Land in diesem Sinne Züge der alten Bundesrepublik auf, in der politische Konkurrenz innerhalb eines gemeinsamen Rahmens stattfand. Die Große Koalition ist hier noch eine Koalition im eigentlichen Sinn. Sie vereint breite Teile der Gesellschaft und besitzt das Potenzial zur Stabilisierung. Doch diese Konstellation ist keine Selbstverständlichkeit mehr, denn die Fliehkräfte wirken hier ebenfalls. Auch in Rheinland-Pfalz zeigt sich, dass selbst dort, wo die Voraussetzungen günstiger sind, die Bindungskraft der politischen Mitte nachlässt. Hier ist die AfD nun auf demselben Niveau, auf dem sie vor fünf Jahren in den neuen Bundesländern war. Was bedeutet dies für die Zukunft der politischen Landschaft im Osten und die Zukunft des politischen Mainstreams? 

			Ich schreibe diesen Text also als jemand, der lange Zeit seines Berufslebens entweder im Umfeld oder selbst als Teil des politischen Mainstreams aktiv gewesen ist, als einer, der die Demokratie über Jahre leidenschaftlich verteidigt hat gegen die Vereinfacher, die Populisten und das vermeintlich Anti-Politische. Aber kritisch muss ich anerkennen: Die Art und Weise, wie wir Politik machen, reicht an vielen Stellen nicht mehr aus. Vielleicht ist das schon länger der Fall und wir merken es erst jetzt. Nicht nur Gesellschaften an sich sind verletzliche Gebilde, das Gleiche gilt auch für die politische Mitte. Wenn soziale Ungleichheit, kulturelle Spaltungen oder technokratische Politikstile zu stark zunehmen, nimmt sie Schaden und erodiert langfristig. 

			Dieses Buch stellt kein Rechtfertigungsprojekt für Regierungspolitik dar. Ich werde auch keine Beispiele aus meinem Berufsleben anführen, obwohl ich der Meinung bin, dass wir Politikerinnen und Politiker vieles von dem, was ich hier schreibe, bereits berücksichtigen. Alle Akteure der Mitte, ob sie sich nun eher zu ihrer linken oder rechten verorten, spüren den gleichen Druck. Der Züricher Philosoph Michael Hampe hat jüngst in seinem Buch Krise der Aufklärung geklagt, dass zu wenige Menschen »mit der Bereitschaft […] zum Perspektivwechsel wahrhaftig miteinander darüber nachdenken, wie zu leben und was kollektiv zu tun sei, um Illusionen, Grausamkeiten und Ungerechtigkeiten zu vermeiden«.- Der politische Essay ist ein Versuch, diese Bereitschaft zu signalisieren und sich wahrhaftig auf die Suche nach Gründen, nach Orientierung und nach Lösungen zu begeben. Es geht darum, die tieferliegenden Entwicklungen zu erkennen, die den politischen Mainstream herausfordern und mögliche Reaktionen zu prüfen. Die Frage, was die etablierten Kräfte anders machen müssen, stellt sich im täglichen Regierungshandeln und in Auseinandersetzung mit den Grenzen des politisch Machbaren.

			Wenn ich von »anders machen« spreche, dann meine ich nicht den Bruch mit allem, was davor war. Ich meine die Bereitschaft, sich selbst infrage zu stellen, und Vertrauen als wichtige gesellschaftliche Ressource zu erklären. Wir alle in den »Mainstream-Parteien« müssen uns mit einer anderen Art und Weise damit beschäftigen, wie Politik gemacht wird. Das bedeutet, gemeinsame Ideen für die Zukunft und auch das Streiten darum als gemeinschaftsstiftend und unverzichtbar zu definieren. Dafür werde ich Vorschläge machen. Wir müssen aber auch aufhören zu glauben, dass dem Mainstream automatisch Legitimation zustehe und seine Rolle im politischen System in Stein gemeißelt sei. Unsere Position ist nicht einfach da, weil es sie vermeintlich schon immer gegeben hat. Auch der politische Mainstream hat sich jeden Tag neu zu beweisen bei den Menschen und dies vor allem dadurch, Kritik und Widerspruch zuzulassen und damit umzugehen. Die politische Mitte muss zeigen, dass sie der Ort ist und bleibt, an dem die gesellschaftlichen und politischen Mehrheiten entstehen. Ihre Zukunft entscheidet sich daran, ob sie wieder als Ort der Verlässlichkeit, der sozialen Balance und der konkreten Problemlösung wahrgenommen wird.

			Ich finde, dass der Mainstream wichtig ist, und dass wir daran arbeiten sollten, seine Stellung zu erhalten. Denn mit ihm sichern wir politische Prinzipien, die ich für essenziell halte: Anerkennung von Pluralismus, Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung, freier Öffentlichkeit und der prinzipiellen Koalitionsfähigkeit aller demokratischen Kräfte. Die Schlussfolgerung Karl-Rudolf Kortes, dass wir Räume der Überschneidung schaffen müssen, um wieder Vertrauen zurückzuerhalten und Gesprächsstörungen zu minimieren, lieferte den ersten Anstoß für mich, dieses Buch zu schreiben. Dafür muss auch berücksichtigt werden, was Richard Meng, Chefredakteur der Zeitschrift Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte, den etablierten Kräften in der Frankfurter Rundschau ins Stammbuch geschrieben hat: »Auch über rechte Inhalte und ihre Konsequenzen [müsste] offener gestritten werden«, um wieder einen gemeinsamen Umgang in der Gesellschaft zu finden.

			Mein Essay ist getragen von der Überzeugung, dass der politische Mainstream eine Zukunft hat. Trotz aller Kritik und Weltuntergangsstimmung, die derzeit umgeht, steht die Zukunft nicht fest, wie auf einer Rutschbahn. Obwohl wir uns in einer zugespitzten politischen Lage befinden, steht eine große Mehrheit immer noch für die Werte der liberalen Demokratie ein. Das Gute ist, dass wir die Entwicklungen in Politik und Gesellschaft gestalten können. Doch um das als politischer Mainstream zu tun, müssen wir aktiv handeln. Gewiss ist, dass ein bloßes Fortschreiben des Status quo zu Verschärfungen bestehender Probleme führen wird. Andere Wege zu finden, darum geht es in diesem Buch. Die Analyse schmerzt mich an vielen Stellen, denn sie hinterfragt selbstkritisch, welche Weichen in den letzten Jahrzehnten falsch gestellt worden sind. Doch es hilft nichts. Dieser Realität müssen wir uns stellen – »All in«. 

			




1	Eine selbstkritische Bestandsaufnahme unserer Demokratie

			Unsere Demokratie wandelt sich und mit ihr unsere Parteienlandschaft. Die ehemaligen Volksparteien CDU und SPD repräsentieren heute zusammen weniger als die Hälfte der Wählerschaft. Seit den frühen 2000er-Jahren hat sich das System hin zu einem fragmentierten und polarisierten Pluralismus entwickelt, den man zuletzt bei der Bundestagswahl 2025 beobachten konnte. Anstelle der großen Lager sehen wir uns nun mit einem zersplitterten Parteienfeld konfrontiert, das die Regierungsbildung erschwert und das Selbstverständnis der Demokratie verändert. Mit der Etablierung der AfD endet die Phase, in der Deutschland, in den Worten des Politikwissenschaftlers Frank Decker, »auf der Landkarte des europäischen Rechtspopulismus […] lange Zeit ein weißer Fleck« war. Ihr Aufstieg ist nicht nur Symptom, sondern auch Katalysator der Krise und deswegen wird sie in diesem Essay eine größere Rolle spielen. Der Mainstream verliert aktuell beides, er büßt sowohl Wählerinnen und Wähler als auch Deutungshoheit ein. Decker beschreibt diese Entwicklung als wachsende Repräsentationslücke: Die Fähigkeit, das gesellschaftliche Ganze politisch abzubilden, erodiert; parallel entstehen neue Öffentlichkeiten, Empörungsdynamiken und identitäre Nischen.

			Der Wandel ist mehr als eine Verschiebung von Wahlergebnissen. Er spiegelt tiefere Veränderungen im Verhältnis zwischen Gesellschaft und Politik wider. Karl-Rudolf Korte spricht von »Wählermärkten«, auf denen Parteien um volatile Präferenzen konkurrieren. Wechselwähler und situative Entscheidungen nehmen zu, während langfristige Bindungen schwinden. Diese Entwicklung kann als Ausdruck größerer Freiheit gelesen werden, zugleich steht sie für wachsende Unverbindlichkeit und Entfremdung. Die Volksparteien verlieren ihre integrative Funktion. Der Trierer Politikwissenschaftler Uwe Jun beschreibt dies als Erosion des Typs der Volkspartei. Traditionelle Milieus und Bindungen sind weitgehend verschwunden, zurück bleibt ein politischer Markenkern ohne stabile soziale Verankerung.

			Diese Entankerung hat weitreichende Folgen. Parteien wirken weniger als Repräsentationsinstanzen gesellschaftlicher Vielfalt, sondern vielmehr als innerparteiliche Koalitionen, die stark mit sich selbst beschäftigt sind. Ein kohärentes Narrativ, das breite Bevölkerungsschichten anspricht, fehlt meistens. In der fragmentierten Parteienlandschaft wird politischer Streit nicht mehr als produktiver Wettbewerb wahrgenommen, sondern als Beleg für Handlungsunfähigkeit. Vertrauensverlust ist die Folge.

			Studien der Friedrich-Ebert-Stiftung zeigen, dass die Zustimmung zur Demokratie in der Bevölkerung unverändert auf einem hohen Niveau liegt, während gleichzeitig nur wenige Befragte mit ihrem Funktionieren zufrieden sind. Besonders in sozial schwächeren Gruppen wächst die Entfremdung, doch auch in der gesellschaftlichen Mitte nehmen Zweifel zu. Der Wunsch nach einfachen Antworten und klarer Entscheidungsstärke wächst. Untersuchungen von More in Common und dem rheingold Institut zeigen zudem, dass das Vertrauen schleichend verschwunden ist. Dauerkrisen haben eine politische Müdigkeit erzeugt, verbunden mit dem Eindruck, dass die Politik zu fern und zu kompliziert agiert. Aktuelle Allensbach-Daten bestätigen diesen Trend deutlich.

			Damit verliert politische Repräsentation an Legitimität. Parteien werden immer weniger als Vermittler zwischen Gesellschaft und Staat wahrgenommen. Die Mitte kann gesellschaftliche Konflikte schlechter erklären, repräsentieren und integrieren. Politik erscheint daher vielen als taktisches Management ohne klare Richtung. Diese Wahrnehmung macht sie anfällig für populistische Angriffe und beschleunigt den eigenen Niedergang.

			Die Krise zeigt sich auch in der politischen Kommunikation. Karl-Rudolf Korte prägt hierfür den Begriff der »Gesprächsstörungen«. Regierende und Regierte erreichen einander immer weniger. Klassische Kommunikationskanäle verlieren an Wirkung, während digitale Öffentlichkeiten an Bedeutung gewinnen, jedoch kaum als Orte des Dialogs. Politik wird zunehmend als distanziertes Verwaltungsprojekt wahrgenommen.

			Viele Bürgerinnen und Bürger wünschen sich mehr Beteiligung, nehmen aber gleichzeitig eine große Entfernung zur etablierten Politik wahr. Die Herausforderung liegt in einer wachsenden Zahl Unzufriedener und einer stillen Masse, die sich nicht mehr angesprochen fühlt. Den Parteien der Mitte geht genau dieser Resonanzraum verloren. An sich ist die Demokratie zwar noch handlungsfähig, doch sie wird als schwerfällig und distanziert empfunden. Wer verstehen will, warum die politische Mitte brüchig geworden ist, muss diese Prozesse ernst nehmen und Konsequenzen aus ihnen ziehen. Was das bedeutet, darum geht es nun. Dafür betrachte ich die Prozesse, auf die der politische Mainstream nicht oder eben unzureichend reagiert hat. Denn nur wer versteht, wie und warum sich die kulturellen und ökonomischen Grundlagen des Politischen verschoben haben, begreift auch, was sich an der Politik ändern muss und wie eine positive Zukunft aussehen kann.

			




2	Die zentralen Versäumnisse der Mainstream-Politik

			»Wir schaffen das«

			Dieser Satz der damaligen Kanzlerin Angela Merkel hat wie kaum ein anderer das politische Selbstverständnis der jüngeren Geschichte der Bundesrepublik geprägt und die Gesellschaft bis heute polarisiert. Damals als ein notwendiger Appell zur Humanität in einer schwierigen Lage verstanden, wird er heute von einigen als Wette auf die Integrationsfähigkeit eines Landes gesehen, das schon damals unter dem Druck multipler Transformationsprozesse stand. Tatsächlich blicken wir zehn Jahre später und unabhängig von aufgeladenen »Stadtbild«-Debatten eher auf eine gemischte Lage, wenn man die Bilanz der Migrationspolitik und Integration empirisch betrachtet. 

			Der Spiegel hat anlässlich des »Jubiläums« der Parole bilanziert, dass rund 60 Prozent der im Jahr 2015 angekommenen Geflüchteten in regulären Arbeitsverhältnissen stehen. Ein Erfolg, der auf Anstrengung und Lernfähigkeit sowohl der Zugewanderten als auch der aufnehmenden Gesellschaft zurückgeht. Gerade in Bereichen wie Bau, Gastronomie, Logistik oder Pflege erweisen sich viele Neueingewanderte als tragende Säulen. Inzwischen hat jeder dritte Syrer in Deutschland eine Berufsausbildung begonnen oder abgeschlossen. Besonders Frauen, die anfangs als schwer erreichbar galten, legen in den letzten Jahren eine deutlich gestiegene Bildungs- und Erwerbsintegration an den Tag, auch dank gezielter Sprachförderprogramme und zivilgesellschaftlicher Initiativen.

			Gleichzeitig aber bleiben zentrale Probleme ungelöst und das nicht nur auf dem Arbeitsmarkt. Im Umkehrschluss bedeutet diese Zahl nämlich, dass ein Drittel der Geflüchteten weiterhin von Transferleistungen lebt. Viele der jüngeren Männer sind noch immer in prekären Verhältnissen beschäftigt, teils ohne Schul- oder Berufsabschluss, teils ohne klare Aufenthaltsperspektive. Die Bildungsintegration von Kindern und Jugendlichen verläuft je nach Region und Schulform extrem unterschiedlich: Während einzelne Städte beachtliche Fortschritte machen, sind die strukturellen Defizite in Brennpunktregionen immer größer geworden. 

			Besonders besorgniserregend bleibt der Bereich des Wohnens. Der Spiegel zitiert eine Studie des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung, der zufolge 2025 rund 400000 Geflüchtete teils seit Jahren in temporären Unterkünften oder stark segregierten Quartieren mit deutlichen Konsequenzen für soziale Kohäsion und Bildungschancen lebten.Weitere Problemlagen finden sich bei der Gesundheitsversorgung, insbesondere bei der psychischen Betreuung und der Traumabehandlung. Viele Kommunalpolitikerinnen und -politiker weisen zudem auf logistische Hürden hin, etwa lange Wartezeiten, zu wenig Personal und einen Versorgungsdruck, der nicht mehr zu kompensieren sei. 

			Auch das Thema Rückführungen bleibt ungelöst: Zwar ist die Zahl der Ausreisenden schon in der Zeit der Ampel-Regierung gestiegen, doch der Anteil der vollziehbar Ausreisepflichtigen, also der Menschen, die tatsächlich abgeschoben werden können, liegt weiter unter 20 Prozent. Die Ursachen sind bekannt: fehlende Papiere, mangelnde Kooperationsbereitschaft der Herkunftsländer und rechtliche Hürden. 

			Die Folgen zeigen sich dann geballt im Alltag vor Ort: bei der Integrationsleistung in den Schulklassen, im Zusammenleben gerade in Brennpunktvierteln der Städte, in den Wartezimmern der staatlichen Behörden.

OEBPS/Fonts/DejaVuSerif-Italic.otf


OEBPS/image/Westend_Logo.jpg
AN3ILSTIM





OEBPS/Fonts/DejaVuSans-BoldOblique.otf


OEBPS/image/Cover.jpg
FEDOR ROSE

WESTEND

Wie Mainstream-
Politik wieder
Mehrheiten
gewinnen kann






OEBPS/Fonts/DejaVuSerif-Bold.otf


OEBPS/Fonts/DejaVuSans-Bold.otf


OEBPS/Fonts/DejaVuSerif.otf


OEBPS/image/Westend_Logo1.jpg
WESTEND





OEBPS/Fonts/DejaVuSans-Oblique.otf


OEBPS/Fonts/DejaVuSerif-BoldItalic.otf


OEBPS/Fonts/DejaVuSans.otf


